Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1321 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs einer 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

— Drucksachen 55, 1094 Anlage 1 — 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) — Drucksache 1094 Anlage 1 — bis auf die 

folgenden Änderungen: 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 15 

(1) Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt, 
soweit nicht in den §§ 17 und 18 Abweichendes 
bestimmt ist. 

(2) Sie müssen die Fähigkeit zum Richteramt 
nach dem Gerichtsverfassungsgesetz besitzen. 

(3) entfällt 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


§ 15 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Sie müssen ferner, nachdem sie die Fähig- 
keit zum Richteramt erlangt haben, mindestens drei 
Jahre tätig gewesen sein entweder 

1. hauptberuflich in der Verwaltung des 
Bundes, eines Landes, eines Gemeinde- 
verbandes, einer Gemeinde oder einer an- 
deren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts, ferner des Deut- 
schen Reichs oder einer Einrichtung nach 
Artikel 130 Abs. 1 Satz 1 des Grundgeset- 
zes oder 

2. als hauptamtliches Mitglied eines Gerichts 
oder 


3. als Rechtsanwalt oder 

4. als Verwaltungsrechtsrat oder 

5. als beamteter Hochschullehrer des Rechts 
an einer anerkannten deutschen Hoch- 
schule. 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


(4) Die Richter des Bundesverwaltungsgerichts 
müssen das fünfunddreißigste Lebensjahr vollendet 
haben. 

(5) entfällt 


§ 18 

(1) Bei dem Oberverwaltungsgericht und bei dem 
Verwaltungsgericht können Hilfsrichter bestellt 
werden. Sie müssen die Voraussetzung des § 15 
Abs. 2 erfüllen. 

(2) Soweit es sich nicht um einen planmäßigen, 
auf Lebenszeit angestellten Richter handelt, muß 
der Hilfsrichter für eine bestimmte Zeit von min- 
destens einem Jahr bestellt und darf nicht vorher 
abberufen werden. 

(3) Bei dem Oberverwaltungsgericht kann als 
Hilfsrichter nur ein planmäßig angestellter Richter 
eines Verwaltungsgerichts oder eines anderen Ge- 
richts bestellt werden. 

§ 49 

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über 
das Rechtsmittel 

1. der Revision gegen Urteile des Oberverwal- 
tungsgerichts nach den §§ 131 und 132, 

2. der Revision gegen Urteile des Verwaltungs- 
gerichts nach den §§ 133 und 133a, 

3. der Beschwerde nach § 131 Abs. 3. 


§ 64 

Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind 

1. natürliche und juristische Personen, 

2. nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, 

3. Behörden, sofern das Landrecht dies be- 
stimmt. 

§ 65 

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlun- 
gen sind 

1. die nach bürgerlichem Recht Geschäfts- 
fähigen, 

2. die nach bürgerlichem Recht in der Ge- 
schäftsfähigkeit Beschränkten, soweit sie 
durch Vorschriften des bürgerlichen oder 
öffentlichen Rechts für den Gegenstand 
des Verfahrens als geschäftsfähig aner- 
kannt sind. 

(2) Für rechtsfähige und nicht rechtsfähige Per- 
sonenvereinigungen sowie für Behörden handeln 
ihre gesetzlichen Vertreter, Vorstände oder beson- 
ders Beauftragte. 

(3) Die §§53 bis 58 der Zivilprozeßordnung gelten 
entsprechend. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(4) unverändert 


(5) Mindestens die Hälfte der Richter jedes Ge- 
richts soll die Voraussetzungen des Absatzes 3 Nr. 1 
oder 4 erfüllen. 

§ 18 

(1) Bei dem Oberverwaltungsgericht und bei dem 
Verwaltungsgericht können Hilfsrichter bestellt 
werden. Sie müssen die Voraussetzungen des § 15 
Abs. 2 und 3 erfüllen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 49 

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über 
das Rechtsmittel 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. der Beschwerde nach § 100 Abs. 2a, § 124 
Abs. 2 und § 131 Abs. 3. 

§ 64 

Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind 

1. unverändert 

2. Vereinigungen, soweit ihnen ein Recht zuste- 
hen kann, 

3. unverändert 

§ 65 

(1) unverändert 


(2) Für Vereinigungen sowie für Behörden han- 
deln ihre gesetzlichen Vertreter, Vorstände oder 
besonders Beauftragte. 

(3) unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 69 

(01) Vor dem Bundesverwaltungsgericht und vor 
dem Oberverwaltungsgericht muß sich jeder Betei- 
ligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechts- 
lehrer an einer deutschen Hochschule als Bevoll- 
mächtigten vertreten lassen. Dies gilt auch für die 
Einlegung der Berufung und der Revision sowie der 
Beschwerde gegen ihre Nichtzulassung; es gilt nicht 
für die Stellung des Antrags nach § 46. 


(1) Vor dem Verwaltungsgericht kann sich ein 
Beteiligter in jeder Lage des Verfahrens durch 
einen Bevollmächtigten vertreten lassen und sich 
in der mündlichen Verhandlung eines Beistandes 
bedienen. Durch Beschluß kann angeordnet werden, 
daß ein Bevollmächtigter bestellt oder ein Beistand 
hinzugezogen werden muß. Vor dem Verwaltungs- 
gericht kann jede Person als Bevollmächtigter und 
Beistand auftreten, die zum sachgemäßen Vortrag 
fähig ist. 

(la) Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen. Sie 
kann nachgereicht werden; hierfür kann das Gericht 
eine Frist bestimmen. Ist ein Bevollmächtigter be- 
stellt, so sind die Zustellungen oder Mitteilungen 
des Gerichts an ihn zu richten. 

(2) entfällt hier 

(3) entfällt hier 

(4) entfällt hier 

(5) Der Bund , die Länder , die Gemeinden , Ge- 
meindeverbände und andere Körperschaften , An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts kön- 
nen sich auch durch Beamte oder Angestellte mit 
der Fähigkeit zum Richteramt oder zum höheren 
Verwaltungsdienst vertreten lassen. 

§ 74 

(1) Hilft die Behörde dem Widerspruch nicht ab, 
so ergeht ein Widerspruchsbesdieid. Diesen erläßt 

1. die nächsthöhere Behörde, 

2. wenn die nächsthöhere Behörde eine 
oberste Bundes- oder oberste Landes- 
behörde ist, die Behörde, die den Ver- 
waltungsakt erlassen hat, 

3. in Selbstverwaltungsangelegenheiten die 
Selbstverwaltungsbehörde, soweit nicht 
durch Gesetz anderes bestimmt wird. 

(2) Vorschriften, nach denen im Vorverfahren 
des Absatzes 1 Ausschüsse oder Beiräte an die 
Stelle einer Behörde treten, bleiben unberührt. 


(3) Der Widerspruchsbesdieid ist zu begründen, 
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen und 
zuzustellen. Der Widerspruchsbescheid bestimmt 
auch, wer die Kosten trägt. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 69 

(01) Vor dem Bundesverwaltungsgericht und vor 
dem Oberverwaltungsgericht muß sich jeder Betei- 
ligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechts- 
lehrer an einer deutschen Hochschule als Bevoll- 
mächtigten vertreten lassen. Dies gilt auch für die 
Einlegung der Berufung und der Revision sowie der 
Beschwerde gegen ihre Nichtzulassung und der Be- 
schwerde in den Fällen des § 100 Abs. 2a und des 
§ 124 Abs. 2; es gilt nicht für die Stellung des An- 
trags nach § 46. 

(1) unverändert 


(la) unverändert 


(2) entfällt hier 

(3) entfällt hier 

(4) entfällt hier 

(5) entfällt 


§ 74 

(1) unverändert 


(2) Vorschriften, nach denen im Vorverfahren 
des Absatzes 1 Ausschüsse oder Beiräte an die 
Stelle einer Behörde treten, bleiben unberührt. Die 

Ausschüsse oder Beiräte können abweidiend von 
Absatz 1 Nr. 1 auch bei der Behörde gebildet wer- 
den, die den Verwaltungsakt erlassen hat. 

(3) unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


§ 85 

(1) Erweist sich die Klage als unzulässig oder als 
offenbar unbegründet, so kann das Gericht die Klage 
bis zur Anberaumung der mündlichen Verhandlung 
durch einen Vorbescheid mit Gründen ab weisen. 

(2) Die Beteiligten können binnen eines Monats 
nach Zustellung des Vorbescheids mündliche Ver- 
handlung beantragen. Wird der Antrag rechtzeitig 
gestellt, so gilt der Vorbescheid als nicht ergangen; 
sonst wirkt er als rechtskräftiges Urteil. 


§ 100 

(1) Behörden sind zur Vorlage von Urkunden 
oder Akten und zu Auskünften verpflichtet. Wenn 
das Bekanntwerden des Inhalts dieser Urkunden 
oder Akten und dieser Auskünfte dem Wohle des 
Bundes oder eines deutschen Landes Nachteile be- 
reiten würde oder wenn die Vorgänge nach einem 
Gesetz oder ihrem Wesen nach geheimgehalten 
werden müssen, kann die zuständige oberste Auf- 
sichtsbehörde die Vorlage von Urkunden oder Akten 
und die Erteilung der Auskunft verweigern. 

(2) entfällt 

(2a) Auf Antrag eines Beteiligten entscheidet das 
Gericht der Hauptsache durch Beschluß, ob die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für die Verweigerung 
der Vorlage von Urkunden oder Akten und die Er- 
teilung von Auskünften vorliegen. Die oberste Auf- 
sichtsbehörde, die die Erklärung nach Absatz 1 ab- 
gegeben hat, ist zu diesem Verfahren beizuladen. 


(3) entfällt 


§ 135 

(1) Die Revision ist bei dem Gericht, dessen Urteil 
angefochten wird, innerhalb eines Monats nach Zu- 
stellung des Urteils oder nach Zustellung des Be- 
schlusses über die Zulassung der Revision (§ 131 
Abs. 5 oder § 133a) schriftlich einzulegen und späte- 
stens innerhalb eines weiteren Monats zu begrün- 
den. Die Frist für die Revisionsbegründung kann 
auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag durth 
den Vorsitzenden verlängert werden. 

(2) Die Revision muß das angefochtene Urteil 
angeben. Die Revisionsbegründung oder die Revi- 
sion müssen einen bestimmten Antrag enthalten, 
die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrens- 
mängel gerügt werden, die Tatsachen und Beweis- 
mittel bezeichnen, die den Mangel ergeben. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

§ 85 

(1) unverändert 


(2) Die Beteiligten können binnen eines Monats 
nach Zustellung des Vorbescheids mündliche Ver- 
handlung beantragen. Wird der Antrag rechtzeitig 
gestellt, so gilt der Vorbescheid als nicht ergangen; 
sonst wirkt er als rechtskräftiges Urteil. In dem 
Vorbescheid sind die Beteiligten über den zulässi- 
gen Rechtsbehelf zu belehren. 


§ 100 

(1) unverändert 


(2) entfällt 

(2a) Auf Antrag eines Beteiligten entscheidet das 
Gericht der Hauptsache durch Beschluß, ob die ge- 
setzlichen Voraussetzungen für die Verweigerung 
der Vorlage von Urkunden oder Akten und die Er- 
teilung von Auskünften vorliegen. Die oberste Auf- 
sichtsbehörde, die die Erklärung nach Absatz 1 ab- 
gegeben hat, ist zu diesem Verfahren beizuladen. 
Der Beschluß kann selbständig mit der Beschwerde 
angefochten werden. Uber die Beschwerde entschei- 
det das Bundesverwaltungsgericht, wenn das Ober- 
verwaltungsgericht erstmalig mit der Sache befaßt 
war. 

(3) entfällt 


§ 135 

(1) unverändert 


(2) Die Revision muß das angefochtene Urteil 
angeben. Die Revisionsbegründung oder die Revi- 
sion müssen einen bestimmten Antrag enthalten, 
die verletzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrens- 
mängel gerügt werden, die Tatsachen bezeichnen, 
die den Mangel angeben. 
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(3) Das Gericht, bei dem die Revision eingelegt 
oder die Beschwerde wegen Nichtzulassung der 
Revision erhoben worden ist, legt die Revisions- 
oder Beschwerdeschrift dem Bundesverwaltungs- 
gericht mit den Akten vor. 


§ 143 

(1) Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsge- 
richt schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung ein- 
zulegen. § 69 Abs. 01 Satz 2 bleibt unberührt. 


(2) Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn 
die Beschwerde innerhalb der Frist beim Oberver- 
waltungsgericht eingeht. 

§ 148 

(1) Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
können vorbehaltlich des § 124 Abs. 2 und des § 131 
Abs. 3 nicht mit der Beschwerde an das Bundesver- 
waltungsgericht angefochten werden. Für das Be- 
schwerdeverfahren nach § 124 Abs. 2 gelten die 
Vorschriften der §§ 134 bis 138 entsprechend; über 
die Beschwerde entscheidet das Bundesverwaltungs- 
gericht durch Beschluß. 

(2) Im Verfahren vor dem Bundesverwaltungs- 
gericht gilt für Entscheidungen des beauftragten 
oder ersuchten Richters oder des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle § 147 entsprechend. 


§ 170 

entfällt 


§ 179e 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(3) unverändert 


§ 143 

(1) Die Beschwerde ist bei dem Gericht, von dem 
oder von dessen Vorsitzenden die angefochtene 
Entscheidung erlassen ist, schriftlich innerhalb von 
zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung 
einzulegen. Bei dem Verwaltungsgericht kann sie 
innerhalb dieser Frist auch zur Niederschrift des Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle erklärt werden. 
§ 69 Abs. 01 Satz 2 bleibt unberührt. 

(2) Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn 
die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Be- 
schwerdegericht eingeht. 

§ 148 

(1) Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
können vorbehaltlich des § 100 Abs. 2a, des § 124 
Abs. 2 und des § 131 Abs. 3 nicht mit der Be- 
schwerde an das Bundesverwaltungsgericht ange- 
fochten werden. Für das Beschwerdeverfahren nach 
§ 124 Abs. 2 gelten die Vorschriften der §§ 134 
bis 138 entsprechend; über die Beschwerde entschei- 
det das Bundesverwaltungsgericht durch Beschluß. 

(2) unverändert 


§ 169c 

Im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
und vor dem Oberverwaltungsgericht über Klagen 
gegen Beschlüsse und Entscheidungen des Deut- 
schen Patentamts ist auf Antrag eines Beteiligten 
seinem Patentanwalt das Wort zu gestatten. 

§ 170 

(1) Bis zum 30. September 1960 sind Verwal- 
tungsrechtsräte als Bevollmächtigte und Beistände 
vor dem Bundesverwaltungsgericht und dem Ober- 
verwaltungsgericht allgemein zugelassen und den 
Rechtsanwälten gleichgestellt. 

(2) Als Verwaltungsrechtsrat im Sinne dieses 
Gesetzes gilt auch, wer die Fähigkeit zum höheren 
Verwaltungsdienst hat und wem das Auftreten vor 
den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit all- 
gemein gestattet ist. 

§ 179e 

(1) unverändert 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses Beschlüsse des Bundestages 

in zweiter Beratung 

(2) Im Saarland gilt dieses Gesetz mit der Maß- (2) entfällt 
gäbe , daß die Revision gegen ein Urteil des Ober- 
verwaltungsgerichts oder Verwaltungsgerichts (§§ 

131, 133, 133a) nicht stattfindet, soweit sie auf die 
Verletzung einer Rechtsnorm aus den in Artikel 42 
Abs. 1 des Saarvertrages vom 27. Oktober 4956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) bezeichneten Gebieten 
gestützt wird. 


§ 180 

(1) Das Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 
Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen ermächtigen oder den Erlaß von Landesge- 
setzen vorsehen, treten am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wer- 
den vorbehaltlich des § 179a und mit Ausnahme 
landesrechtlicher Vorschriften über die Mitwirkung 
von Ausschüssen und Beiräten im Vorverfahren 
(§ 74 Abs. 2) alle Vorschriften früherer Gesetze 
und Verordnungen, die den gleichen Gegenstand 
regeln, aufgehoben, soweit sie nicht bereits außer 
Kraft getreten sind, besonders 

1 . ... 

2 . ... 

3. Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbar- 
keit in 

vor a) ... 

a) . . . 

b) Bremen vom 5. August 1947 (Gesetz- 
blatt S. 171) und vom 11. Oktober 1948 
(Gesetzblatt S. 201), 

c) . . . 

d) ... 

4. ... 

4a. ... 

5. ... 

6 . ... 

7. ... 

8 . 

(3) ... 

(4) ... 

(5) ... 

(6) Für die Überleitung gelten folgende Vor- 
schriften: 

1 . . . . 

la. ... 

2 . ... 

3. ... 

4. 

5. ... 


§ 180 

(1) Das Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 
Vorschriften, die zum Erlaß von Rechtsverordnun- 
gen ermächtigen oder den Erlaß von Landesge- 
setzen vorsehen, treten am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wer- 
den vorbehaltlich des § 179a und mit Ausnahme 
landesrechtlicher Vorschriften über die Mitwirkung 
von Ausschüssen und Beiräten im Vorverfahren 
(§ 74 Abs. 2) alle Vorschriften früherer Gesetze 
und Verordnungen, die den gleichen Gegenstand 
regeln, aufgehoben, soweit sie nicht bereits außer 
Kraft getreten sind, besonders 

1 . ... 

2 . ... 

3. Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbar- 
keit in 

vor a) ... 

a) ... 

b) Bremen vom 5. August 1947 (Gesetz- 
blatt S. 171), 

c) ... 

d) ... 

4. ... 

4a, ... 

5. ... 

6 . ... 

7. ... 

8. 

(3) ... 

(4) ... 

(5) ... 

(6) Für die Überleitung gelten folgende Vor- 
schriften: 

1 . . . . 

la. ... 

2. ... 

3. ... 

4. . . . 

5 . ... 
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5a. ... 

6 . ... 

Öa. ... 

6b. ... 

7. entfällt 


8 . . . . 

9. . . . 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

5a. ... 

6 . ... 

6a. ... 

6b. ... 

7. Die Vorschrift des § 15 Abs, 5 ist erst drei 
Jahre, im Saarland fünf Jahre, nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes anzuwenden. 
Für die bei dem Inkrafttreten des Geset- 
zes im Amt befindlichen Richter gilt die 
bis zu diesem Zeitpunkt bei den Verwal- 
tungsgerichten abgeleistete Tätigkeit als 
solche im Sinne des § 15 Abs. 3 Nr. 1 
dieses Gesetzes, bis durch Neuemennun- 
gen von Richtern nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die Voraussetzungen des 
§ 15 Abs. 5 erfüllt sind. 

8 . ... 

9 . ... 


Bonn, den 28. Oktober 1959 



